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Parlamentarischer Kooperationsausschuss EU - Armenien 
 

SECHSTES TREFFEN 
15. -16. März 2004 

Jerewan 

Abschlusserklärung und Empfehlungen 
gemäß Artikel 89 des Partnerschafts- und Kooperationsabkommens  

 
Unter dem gemeinsamen Vorsitz von Frau Ursula SCHLEICHER (PPE-DE, Deutschland) und 
Herrn Armen RUSTAMYAN fand vom 15.-16. März 2004 in Jerewan das sechste Treffen des 
Parlamentarischen Kooperationsausschusses EU-Armenien statt.  Der Ausschuss führte eine 
Aussprache mit Herrn Rouben SHUGARYAN, stellvertretender Außenminister, als Vertreter der 
armenischen Regierung,  S.E. Herrn Hans-Wulf BARTELS, Botschafter Deutschlands in 
Armenien, als Vetreter des irischen Ratsvorsitzes der Europäischen Union, und S.E. Herrn 
Torben HOLTZE, Leiter der EU Delegation in Armenien, als Vertreter der Europäischen 
Kommission.  
 
 
Der Parlamentarische Kooperationsausschuss: 
 
1. anerkennt erneut die starke europäische Berufung Armeniens sowie dessen Wunsch, sich 

stärker in die europäischen Strukturen zu integrieren; betont nachdrücklich, dass die 
Beziehungen zwischen der EU und Armenien auf der stabilen Grundlage eines 
langfristigen Engagements in Partnerschaft und Zusammenarbeit beruht und erwartet eine 
weitere Festigung dieser Beziehungen;      

 
2. unterstreicht die Bedeutung einer kontinuierlichen Entwicklung von Demokratie und 

Menschenrechten als Schlüsselrolle zur Förderung der Stabilität in der gesamten 
Südkaukasusregion;  

 
3. weist hin auf die wesentliche Rolle, die der freien Presse bei der Gewährleistung der 

Entwicklung der Demokratie in Armenien zukommt und betont insbesondere die 
Bedeutung der Pluralität in den elektronischen Medien; 

 
4. begrüßt die Einführung eines neuen Strafgesetzbuches im August 2003, das nicht mehr die 

Todesstrafe beinhaltet;  hält dies für einen bedeutenden Schritt im Rahmen der Umsetzung 
des Bekenntnisses Armeniens zu den Grundsätzen und Werten, die den Kern der 
Europäischen Union bilden;   

 
5. fordert die armenischen Behörden auf, das Statut von Rom zur Errichtung des 

Internationalen Strafgerichtshofes, das am 1. Oktober 1999 unterzeichnet wurde, so bald 
wie möglich zu ratifizieren; 

 
6. nimmt mit Besorgnis die zahlreichen von der Internationalen Wahlbeobachtungsmission in 

ihrem Bericht über die Parlamentswahlen vom 25. Mai 2003 festgestellten 
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Unregelmäßigkeiten zur Kenntnis, die in wichtigen Aspekten nicht den für demokratische 
Wahlen geltenden internationalen Standards entsprechen;  begrüßt die Bereitschaft der EU 
und anderer wichtiger internationaler Institutionen wie der OSZE und des Europäischen 
Rates, die armenischen Behörden bei der Behebung dieser Unzulänglichkeiten, gemäß der 
Empfehlungen des Berichts der Mission zu unterstützen; begrüßt Aussagen der 
armenischen Seite zu ihrer Bereitschaft, gemeinsame Anstrengungen zu unternehmen, um 
die gewünschten Ziele zu erreichen;  

 
7. begrüßt die Annahme des Strategieplans zur Korruptionsbekämpfung durch die armenische 

Regierung im November 2003 und die darauffolgende Mitgliedschaft in der GRECO - 
Gruppe im Januar 2004 und fordert die Regierung auf, die wirksame Umsetzung des Plans 
mittels enger Einbeziehung der Zivilbevölkerung und Zusammenarbeit mit der 
internationalen Gemeinschaft zu gewährleisten; 

 
8. betont die Notwendigkeit einer weiteren Verbesserung bei der Schaffung eines geeigneten 

Rechtsrahmens zur Förderung ausländischer Investitionen und fordert die internationalen 
Finanzinstitute auf, Kredite bereitzustellen, insbesondere für Projekte zur Förderung 
kleiner und mittelständischer Unternehmen und für nachhaltige Infrastrukturinvestitionen; 

 
9. betont erneut die Notwendigkeit, der konkreten und uneingeschränkten Umsetzung des 

Partnerschafts- und Kooperationsabkommens (PKA) durch die Anwendung der 
erforderlichen europäischen Grundsätze und Standards für eine künftige Assoziierung 
höchste Priorität einzuräumen und betont zugleich die Notwendigkeit, das Abkommen 
anzupassen, um der EU-Erweiterung Rechnung zu tragen;  

 
10. begrüßt die Ernennung von Herrn Heikki Talvitie als Sonderbeauftragten für den 

Südkaukasus als Zeichen des ausdrücklichen Wunsches seitens der EU, eine aktivere 
politische Rolle in der Region zu spielen; betont, dass er mit allen notwendigen 
Vollmachten und Mitteln ausgestattet werden müsse, um die Wirksamkeit und Sichtbarkeit 
seiner Tätigkeit zu gewährleisten und es ihm zu ermöglichen, sowohl bei der Umsetzung 
der politischen Ziele der EU in der Region als auch bei der politischen Annäherung der 
drei südkaukasischen Staaten effektiv zu wirken; 

 
11. fordert für die Region des Südkaukasus einen festgelegten Status im Rahmen der Politik 

der EU "Größeres Europa - Nachbarschaft" im Einklang mit dem Grundsatz, die 
Entstehung neuer Trennlinien in Europa zu verhindern und eine grenzübergreifende 
Zusammenarbeit zwischen den Staaten zu fördern; begrüßt in diesem Zusammenhang die 
Erklärung des Rates der Europäischen Union vom 26. Januar 2004, in der die Europäische 
Kommission aufgefordert wird, eine Empfehlung vorzulegen hinsichtlich der Beziehung 
zwischen Armenien und den anderen Staaten des Südkaukasus und der Politik der EU 
"Größeres Europa-Nachbarschaft"; 

 
12. unterstützt die Forderung des Europäischen Parlaments in dessen Entschließung vom 26. 

Februar 2004, dass Armenien und die anderen Staaten des Südkaukasus eine Reihe von 
Mindestanforderungen erfüllen müssen, um in die Politik der EU "Größeres Europa - 
Nachbarschaft" miteinbezogen werden zu können; begrüßt ebenfalls seine Forderung an 
den Rat, die Bemühungen der EU um Frieden und Stabilität in der Region mittels der 
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Schaffung wirkungsvollerer Anreize zu Reformen und Zusammenarbeit unter den 
Konfliktparteien zu verstärken;  

 
13. betont, dass ein verstärktes Engagement der EU in der Region auf der Bereitschaft 

begründet sein sollte, als Mittler in Konfliktfällen und Förderer von Reformen zu 
fungieren; Hilfe und verstärkte Zusammenarbeit von und mit der EU sollte eindeutig mit 
dem Fortschritt in Schlüsselbereichen wie Konfliktbewältigung, Wahrung der 
Grundrechte, der Rechtstaatlichkeit und demokratischer Werte, und einem mittels klarer 
Bezugswerte messbaren Fortschritt verbunden sein; 

 
14. begrüßt die Ernennung des Bürgerbeauftragten (Verteidiger der Menschenrechte) im 

Einklang mit den Verpflichtungen, welche von Armenien als Mitglied des Europäischen 
Rates eingegangen wurden; erwartet, dass die Armenische Nationalversammlung befugt 
sein wird, den Bürgerbeauftragten im Einklang mit den künftigen Verfassungsänderungen 
zu ernennen; 

 
15. wiederholt seine Forderung, so bald wie möglich eine vollständige Delegation der 

Europäischen Kommission in Jerewan einzusetzen; 
 
16. unterstreicht, dass die Wiederaufnahme der regionalen Zusammenarbeit einen 

wesentlichen Schritt für die europäische Integration Armeniens und anderer Staaten des 
Südkaukasus darstellt; 

 
17. begrüßt in diesem Zusammenhang den Fortschritt bei den Verhandlungen zwischen den 

Regierungen Armeniens und des Iran über die Erweiterung der iranischen Gas-Pipelines 
auf armenisches Gebiet und hofft, dass dieses Projekt Armenien helfen wird, eine 
effiziente Versorgung mit alternativen Energiequellen zu entwickeln; betont, dass das 
Projekt mit den international geltenden Umweltstandards vereinbar sein muss; 

 
18. betont erneut, dass eine Aussöhnung zwischen den Völkern Armeniens und 

Aserbaidschans sowie regionaler Wohlstand und Stabilität am besten durch Maßnahmen - 
wie den Abbau von Handelshemmnissen und Forderungen nach Initiativen für 
vertrauensbildende Maßnahmen - gefördert werden, die auch den Weg für eine 
konstruktive Zusammenarbeit zwischen beiden Ländern ebnen; fordert alle Staaten der 
Region auf, die Bemühungen um eine Annäherung der drei Staaten nicht zu behindern und 
stellt als Vorbedingung die Lösung des Konflikts um Berg-Karabach; 

 
19. stellt einmal mehr fest, dass die Haltung des Europäischen Parlaments zu diesem Thema in 

seinen Entschließungen zur politischen Lösung der armenischen Frage vom 18. Juni 1987, 
vom 28. Februar 2002 sowie vom 26. Februar 2004 ihren Ausdruck findet; appelliert an die 
Regierungen Armeniens und der Türkei, gutnachbarliche Beziehungen zu pflegen, um 
Spannungen zu entschärfen und fordert türkische und armenische Wissenschaftler, soziale 
Organisationen und Nicht-Regierungs-Organisationen (NRO) auf, miteinander in einen 
Dialog zu treten, um die tragischen Erfahrungen der Vergangenheit zu überwinden; 

 
20. appelliert an Ankara, die im Rahmen seiner Kandidatur für einen EU-Beitritt 

eingegangenen Verpflichtungen einzuhalten und die notwendigen Schritte zu unternehmen, 
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um gutnachbarliche Beziehungen zu schaffen, insbesondere die Aufhebung der 
Handelsbeschränkungen und die schrittweise Neuöffnung der Grenze zu Armenien 
betreffend; 

 
21. spricht den trauernden und enteigneten Familien in Armenien und Aserbaidschan 

angesichts einer noch ausstehenden friedlichen Beilegung des Konflikts zwischen beiden 
Ländern sein Mitgefühl aus und begrüßt die Forderung des Europäischen Parlaments nach 
einer Gesamtlösung des Flüchtlingsproblems, in seiner Entschließung vom 26. Februar 
2004; begrüßt ebenfalls dessen Erklärung, dass die Rückkehr der Flüchtlinge Teil einer 
Verhandlungslösung bilden sollte und die Lage der Flüchtlinge und Vertriebenen in 
Konfliktfällen nicht ausgenutzt werden dürfe; begrüßt ebenfalls die Empfehlung des 
Europäischen Parlaments an die betroffenen Staaten, alles ihnen Mögliche zu tun, um die 
Sicherheit und das Wohlbefinden der Flüchtlinge und der Vertriebenen zu sichern; 

 
22. betont seine Unterstützung aller Bemühungen um die friedliche Beilegung des Konflikts 

um Berg-Karabach; der ein wesentliches Hemmnis für die Wiederaufnahme von 
Gesprächen und die Entwicklung einer wirkungsvollen regionalen Zusammenarbeit 
darstellt; 

 
23. betont die Notwendigkeit der internationalen Beteiligung bei den Bemühungen um die 

Lösung des Konflikts, wobei schlussendlich nur die armenische und die 
aserbaidschanische Seite gemeinsam die entscheidenden Schritte unternehmen können, um 
diesen lang anhaltenden Konflikt im Rahmen der Beratungs- und Überwachungsgruppe der 
OSZE in Minsk friedlich lösen zu können; 

 
24. begrüßt die in der Entschließung vom 26. Februar 2004 formulierte Forderung des 

Europäischen Parlaments an die Kommission, Partnerschaftsprogramme zwischen Berg-
Karabach und den Regionen mit Sonderstatus in Ländern der EU aufzulegen; 

 
25. unterstreicht den wachsenden geostrategischen Wert der Region des Südkaukasus und die 

Bedeutung sicherer Energiequellen und Transportmittel zur Beförderung dieser 
Ressourcen; 

 
26. bekräftigt erneut seine Auffassung, dass die Stillegung des Kernkraftwerks Medzamor 

(NPP) erfolgen sollte, sobald mit Hilfe der internationalen Gebergemeinschaft verlässliche, 
diversifizierte und sichere alternative Methoden zur Stromgewinnung eingesetzt werden 
können; 

 
27. begrüßt die von Armenien in den letzten Jahren erzielten wirtschaftlichen Fortschritte, 

wobei im Jahre 2003 beim Bruttoinlandsprodukt ein Wachstum von 13,9% verzeichnet 
werden konnte; 

 
28. unterstützt die Hilfe, die im Rahmen des TACIS-Programms geleistet wird, das die 

Entwicklung der Informations- und Kommunikationstechnologien in Armenien beinhaltet; 
unterstreicht erneut die Rolle des aus TACIS-Mitteln finanzierten Armenisch-
Europäischen Zentrums für Politik und Rechtsberatung (AEPLAC) bei der Beratung der 
armenischen Behörden im Hinblick auf die Durchführung der notwendigen Reformen, um 
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zu einer schnelleren Umsetzung des Partnerschafts- und Kooperationsabkommens (PKA) 
beizutragen; 

 
29. begrüßt die Verabschiedung des Strategieprogramms zur Armutsbekämpfung durch die 

armenische Regierung und betrachtet dies als einen bedeutenden Schritt zur nachhaltigen 
Entwicklung der armenischen Gesellschaft; 

 
30. nimmt erneut die Besorgnis über das akute Problem veralteter Pestizide zur Kenntnis und 

fordert, umgehend Schritte zur Untersuchung und Bewertung des Umfangs der 
ökologischen und gesundheitlichen Auswirkungen einzuleiten und fordert die 
europäischen Staaten ebenfalls auf, eine mögliche künftige Unterstützung zu prüfen, um 
eine weitere Verschlimmerung der Lage zu verhindern und ihre allmähliche 
Normalisierung herbeizuführen; 

 
31. begrüßt den bei der Arbeit des regionalen europäischen Umweltbüros in Tiflis geleisteten 

Beitrag Armeniens und betont erneut die Notwendigkeit, die regionale Zusammenarbeit 
zwischen Armenien Aserbaidschan und Georgien als Instrument zur Schaffung 
konstruktiver Initiativen zum Wohle aller Völker der Region auch auf andere Bereiche der 
Politik auszudehnen; 

 
32. begrüßt den Wunsch Armeniens, die Zusammenarbeit mit der EU auf dem Gebiet der 

Wissenschaft, Bildung und Technologie zu vertiefen und empfiehlt der Kommission, alle 
Möglichkeiten für eine verstärkte Zusammenarbeit auf diesen Gebieten zu prüfen; 

 
33. verurteilt die Tötung eines armenischen Soldaten durch dessen aserbaidschanischen 

Kollegen in Budapest und lehnt jegliche Erklärungen ab, die zu einer Verschärfung der 
Situation führen könnten. 

 
 
 
 
 
 

 
Einstimmig gebilligt.  
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